
 

Bericht der Petitionskommission an den Landrat 

betreffend Petition «5G-Funktechnologie in Aesch» 
2019/486 

vom 22. Oktober 2019 

1. Ausgangslage 
Die Petition «5G-Funktechnologie in Aesch mit 510 Unterschriften wurde am 27. Juni 2019 durch 
die Geschäftsleitung des Landrats zur Vorberatung an die Petitionskommission überwiesen. Die 
Petentinnen und Petenten bringen darin im Wesentlichen und sinngemäss Folgendes vor: Sie 
kritisieren, dass in Aesch BL eine 5G-Antenne ohne Publikation und Baubewilligung in Betrieb 
genommen wurde. Sie sehen darin eine Umgehung der Demokratie und von Grundrechten, die 
Unternehmensinteressen würden gegenüber den Interessen und Rechten der Bevölkerung 
übergewichtet. Die Petition  fordert den Kanton auf, künftig für alle 5G-Antennen ein Baugesuch zu 
verlangen. Nach geltendem Recht können bestehende 4G-Antennen mittels Bagatelländerungsre-
gelung auf 5G umgerüstet werden. Dies soll gemäss Petition so nicht mehr möglich sein. Auch 
schlagen die Petentinnen und Petenten ein 5G-Moratorium vor, dies zumindest bis zum Vorliegen 
der entsprechenden Vollzugshilfe des Bundes. 

Für Details wird auf den beiliegenden Petitionstext verwiesen. 

 

2. Kommissionsberatung 
2.1. Organisatorisches 
Die Petition wurde an der Kommissionssitzung vom 17. September 2019 im Beisein des juristi-
schen Beraters der Petitionskommission, Peter Guggisberg, Leiter Rechtsetzung Sicherheitsdirek-
tion, beraten. Seitens der Petentinnen und Petenten wurden die folgenden Personen angehört: Mi-
chael Fretz, Aarau; Notburga Klett, Aesch und Rebekka Meier, Grenchen. Als Vertretung der Bau- 
und Umweltschutzdirektion (BUD) äusserten sich der Leiter des Amts für Umweltschutz und Ener-
gie, Yves Zimmermann, sowie der Leiter der Abteilung NIS (nichtionisierende Strahlung) des Luft-
hygieneamtes beider Basel, Axel Hettich, zu den Petitionsanliegen. 

2.2. Eintreten 
Eintreten auf die Petition war unbestritten. 

2.3. Detailberatung 
2.3.1 Schriftliche Stellungnahme vom 28. August 2019 der Bau- und Umweltschutzdirektion 
Der Vorsteher der Bau- und Umweltschutzdirektion, Regierungsrat Isaac Reber, äussert sich in 
seiner Stellungnahme wie folgt zur Petition: Bei 5G handle es sich um eine Weiterentwicklung der 
4G-Technologie mit der Möglichkeit einer höheren Datenübertragungsrate, mehr Endgeräte anzu-
schliessen und einer kürzeren Reaktionszeit. Dadurch sollen neuartige Anwendungen (automati-
siertes Fahren, Internet of Things, usw.) ermöglicht sowie die Digitalisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft unterstützt werden. 



 

   

Die heutigen Vorschriften des Umweltschutzgesetzes (USG) und der Verordnung über den Schutz 
vor nichtionisierender Strahlung (NISV) gelten für die Strahlung insgesamt und unterscheiden nicht 
zwischen den verschiedenen Mobilfunktechnologien. Die NISV begrenzt die Intensität der Strah-
lung mit Grenzwerten und die zurzeit laufende Einführung von 5G erfolgt in Frequenzbereichen, 
wie sie bereits jetzt für den Mobilfunk und WLAN verwendet werden. Längerfristig soll 5G aber 
auch in einem höheren Frequenzbereich zur Anwendung kommen. Bezüglich der Einwirkung sol-
cher Strahlen besteht gemäss der schriftlichen Stellungnahme der BUD aber noch Forschungsbe-
darf. Ein Zeitplan, wann in der Schweiz diese höheren Frequenzen zur Anwendung kommen, liege 
noch nicht vor.  

Die Konzessionen zur Nutzung der Mobilfunkfrequenzen sind technologieneutral, deshalb sind für 
Mobilfunkanlagen die Technologien nicht Bestandteil einer Baubewilligung. Voraussetzung für eine 
Baubewilligung ist die Einhaltung der Grenzwerte. Aus diesem Grund wird seit 2013 für Anpassun-
gen an bestehenden Mobilfunkanlagen mit nur unerheblicher Änderung der Strahlungsbelastung 
das von der Schweizerischen Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz BPUK empfoh-
lene Verfahren für Bagatelländerungen angewendet und auf eine Baubewilligung verzichtet.  

Da der Schutz der Bevölkerung vor der Strahlung von Mobilfunkantennen durch das USG und die 
NISV geregelt sei, sieht die Bau- und Umweltschutzdirektion keinen Grund, das Bewilligungsver-
fahren für 5G zu ändern. 

2.3.2 Anhörung einer Delegation der Petentinnen und Petenten 
Im Rahmen der Anhörung vom 17. September 2019 legte die Petentendelegation dar, dass mit 5G 
eine noch grössere Strahlenbelastung als mit den bisherigen Technologien auf Mensch und Natur 
zukomme. Daraus entstünde eine erhebliche Gefährdung unserer Gesundheit, insbesondere des 
Nervensystems, des Gehirns und des Hormonsystems. 5G-Strahlen würden auch in die DNA ein-
greifen und so Krebs und Unfruchtbarkeit von Lebewesen verursachen. Weiter wurde kritisiert, 
dass ohne Information an die Betroffenen 5G-Antennen in Betrieb genommen werden. Diese Tat-
sache wird auch daher als bedenklich bezeichnet, dass die Auswirkungen der künftig höheren 
Strahlen noch zu wenig erforscht sind. Damit Betroffene intervenieren können, sollen künftig Tech-
nologieänderungen bei bestehenden Antennen nicht mehr im Bagatelländerungsverfahren, son-
dern nur mit einer Baubewilligung möglich sein. 

Ausserdem verlangen die Petentinnen und Petenten ein Moratorium für die Einrichtung von 5G-
Mobilfunkantennen, da ihrer Meinung nach die Rechtsgrundlagen dafür heute gar nicht vorhanden 
sind. Mit 5G ändere sich nicht nur die Anwendung einer (bereits bestehenden) Antenne, sondern 
auch die Technologie. Der Bund passte aus diesem Grund per 1. Juni 2019 die NISV an. 5G funk-
tioniert mit neuen, adaptiven Antennen, für welche noch unklar sei, wie die Strahlenintensität be-
rechnet werden könne. Die diesbezügliche Vollzugshilfe des Bundes fehlt bisher, und damit auch 
die Rechtsgrundlage für die Beurteilung einer einzelnen Antenne. Einige Kantone und Gemeinden 
hätten dies erkannt und würden entsprechende Gesuche daher momentan nicht weiterverfolgen. 
Mit der Vollzugshilfe des Bundes sei voraussichtlich bis Ende 2019 zu rechnen. Die Petentinnen 
und Petenten berichten, dass beispielsweise der Kanton Aargau den Mobilfunkanbietern empfehle, 
bei der Umrüstung von bestehenden Antennenanlagen auf 5G ein ordentliches Baubewilligungs-
verfahren durchzuführen. 

Kritisiert wurde auch die Rolle des Bundes als Konzessionsverkäufer und gleichzeitiger Verord-
nungsgeber (NISV). Dieser spiele die gesundheitlichen Bedenken bezüglich 5G herunter. Die flä-
chendeckende Einführung von 5G werde alle 100 bis 150 Meter eine entsprechende Antenne be-
nötigen und dadurch werde die Bevölkerung einer deutlich höheren Strahlung ausgesetzt sein, als 
dies bisher der Fall war. 

2.3.3 Anhörung einer Vertretung der BUD 
Den Vertretern der BUD wurde dargelegt, dass die Petentinnen und Petenten ein Moratorium be-
züglich Bewilligung von 5G-Antennen verlangen, bis die entsprechenden Messtechniken für die 



 

   

Strahlung adaptiver Antennen vorhanden sind und der Bund die heute noch fehlende Vollzugshilfe 
erlassen hat. Auch werde verlangt, dass Umrüstungen von bisherigen Mobilfunkanlagen auf die 
5G-Technologie nur mittels Baubewilligung möglich sein sollen. Dazu erklärten die beiden BUD-
Vertreter, die NISV lege nur Grenzwerte fest, unabhängig von der verwendeten Technologie. Ein 
ordentliches Baugesuch beinhalte Angaben zu Frequenzbändern und Sendeleistungen, nicht je-
doch Vorschriften zur verwendeten Technologie. So lange also die Umrüstung einer Anlage zu nur 
geringfügiger Zunahme an NIS-Emissionen führe, könne diese im seit 2013 angewendeten Baga-
tellverfahren erledigt werden, wie dies auch die Schweizerische Bau-, Planungs- und Umweltdirek-
torenkonferenz BPUK empfehle. Die BUD-Vertreter empfinden es nicht als problematisch, dass 
zur Zeit noch kein akkreditiertes Messverfahren für adaptive Antennen (welche teilweise auch für 
4G verwendet werden) vorliegt, denn die bereits vorhandene Vollzugsempfehlung könne auch zur 
Beurteilung von 5G-Antennen verwendet werden. Bei den bundesrechtlichen Grenzwerten gehe 
man bei den adaptiven Antennen von einem Worst Case-Szenario aus. Mit der definitiven Voll-
zugshilfe werde die Beurteilung dann eher weniger streng ausfallen, denn heute gehe man von hö-
heren Strahlungswerten aus, als sie dann effektiv vorliegen werden. Auch bei der Einführung von 
3G musste man anfänglich mit einer Lücke leben, denn erst nach der Inbetriebnahme der ersten 
Anlagen wurde das entsprechende Messverfahren ausgearbeitet und optimiert. Die Sendeleistung 
von adaptiven Antennen werde man überprüfen und nötigenfalls anpassen. Die heutigen Fre-
quenzbereiche von 5G sind mit denjenigen von 4G vergleichbar, künftig werden sie aber höher lie-
gen. Für diese Anpassungen werden dann allenfalls Baugesuche notwendig sein. 

Den medizinischen Fragen im Zusammenhang mit nichtionisierender Strahlung geht eine Arbeits-
gruppe des Bundesamts für Umwelt nach. Es werden laufend neue Studien gesichtet und analy-
siert und aufgrund der daraus resultierenden Erkenntnisse die Anlagengrenzwerte festgelegt. 

Dass die Bevölkerung informiert sein möchte, wo Mobilfunksendeanlagen stehen, ist für die BUD-
Vertreter nachvollziehbar. Sie weisen darauf hin, dass diese Informationen im Internet abrufbar 
sind1. Abschliessend wurde betont, dass heute alle notwendigen Mittel zur Bewilligung von Bauge-
suchen im Zusammenhang mit 5G-Antennen vorhanden seien und aus dieser Sicht nichts für ein 
Moratorium sprechen würde.  

2.4. Würdigung durch die Petitionskommission 
Die Mitglieder der Petitionskommission gelangten zur Erkenntnis, dass für den Erlass eines kanto-
nalen 5G-Moratoriums keine rechtliche Grundlage besteht2. Die Kantone haben sich an die aktuell 
geltenden Bestimmungen des Bundesrechts zu halten, 5G-Bewilligungsanträge sind auf dieser 
Grundlage zu beurteilen. Bei der Erstellung oder Änderung von Mobilfunkanlagen besteht ein 
Rechtsanspruch auf Bewilligung, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Allerdings 
stellte die Kommission fest, dass in der Bevölkerung ein grosses Informationsbedürfnis bezüglich 
der 5G-Mobilfunktechnologie besteht. Sie erachtete es daher als sinnvoll, dass der Regierungsrat 
respektive die Bau- und Umweltschutzdirektion eine Informationsbroschüre ausarbeitet (ähnlich 
jener des Aargauer Departements Bau, Verkehr und Umwelt vom Juni 2019), welche sich dazu 
äussert, was die neue Technologie genau bedeutet und welche Auswirkungen sie auf die Bevölke-
rung haben wird. Dabei sollen auch gesundheitliche Aspekte dargelegt werden. Auch war man 
sich in der Kommission einig, dass der Regierungsrat noch einmal auflisten sollte, welche Punkte 
für oder gegen ein Baubewilligungsverfahren für die Umrüstung von Mobilfunkanlagen sprechen. 
Diese beiden Aspekte sollen gemäss Petitionskommission als Postulat an den Regierungsrat über-
wiesen werden.  

 

                                                
1 Bundesamt für Kommunikation BAKOM: Standorte von Sendeanlagen 
2 Gemeinsame Stellungnahme Bundesamt für Umwelt BAFU / Bundesamt für Kommunikation BAKOM vom 3. Mai 2019 

«Kantonale Moratorien zu Mobilfunk-Antennen 5G und Bundesrecht»  

https://www.bakom.admin.ch/bakom/de/home/frequenzen-antennen/standorte-von-sendeanlagen.html
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/elektrosmog/dossier/Gemeinsame_Stellungnahme_BAFU_BAKOM_Kantonale_Moratorien_zu_Mobilfunk-Antennen_5G_und_Bundesrecht.pdf.download.pdf/Gemeinsame_Stellungnahme_BAFU_BAKOM_Kantonale_Moratorien_zu_Mobilfunk-Antennen_5G_und_Bundesrecht.pdf
https://www.bafu.admin.ch/dam/bafu/de/dokumente/elektrosmog/dossier/Gemeinsame_Stellungnahme_BAFU_BAKOM_Kantonale_Moratorien_zu_Mobilfunk-Antennen_5G_und_Bundesrecht.pdf.download.pdf/Gemeinsame_Stellungnahme_BAFU_BAKOM_Kantonale_Moratorien_zu_Mobilfunk-Antennen_5G_und_Bundesrecht.pdf


 

   

3. Antrag an den Landrat 
://: Die Mitglieder der Petitionskommission beantragen dem Landrat mit 6:0 Stimmen (ohne 

Enthaltungen), die vorliegende Petition «5G-Funktechnologie in Aesch» als Postulat an 
den Regierungsrat zu überweisen mit folgenden Bitten: 

1. Berichterstattung zur Frage, ob die Rechtsgrundlagen für das Baubewilligungsverfah-
ren derart anzupassen seien, dass Änderungen der Mobilfunk-Sendetechnologie bewil-
ligt werden müssen. 

2. Erarbeitung einer Informationsbroschüre für die Bevölkerung über die Mobilfunktechno-
logie und ihre Auswirkungen. 

 

 

22.10.2019 / ama 

 

Petitionskommission 
Jacqueline Bader Rüedi 

 
 

Beilage 
– Schreiben der Petentinnen und Petenten vom 11. Juni 2019 (Petitionstext) 



Notburga  Klett                          Aesch  BL,  11.  Juni  2019  
Arlesheimerstrasse  30  
4147  Aesch  BL  
Tel:  061  5112298  
E-­Mail:  info@gesundheitspraxis-­klett.ch  
  
  
  
  
Kantonsrätinnen  und  Kantonsräte  Baselland  
  
  
  
Offener  Brief  an  die  Kantosrätinnen  und  Kantonsräte  BL  anlässlich  der  Übergabe  des  
Rechtsbegehrens  am  11.  Juni  2019  gegen  die  5G  Mobilfunkantenne  Parzelle  Nr.  1868,  In-­
dustriestrasse  37,  4147  Aesch,  Huber  Packaging  AG.    
Im  Namen  der  Rechtsbegehren  Teilnehmer  welche  von  der  5G  Antenne  betroffen  sind.    
  
  
  
Sehr  geehrte  Kantonsrätinnen  und  Kantonsräte,  
Wir  übergaben  dem  Aescher  Gemeinderat  510  Unterschriften,  die  wir  Grossteils  in  nur  15  Tagen  
Sammelfrist  von  der  Bevölkerung  bekommen  haben  zum  Rechtsbegehren  betreffend  5G  Funk-­
technologie  in  Aesch  BL.  
Wir  sind  freudig  überrascht,  wie  die  Bevölkerung  selber  das  Rechtsbegehren  verbreitet  hat  und  
von  sich  aus  Unterschriften  sammeln  ging.  Eine  5G  Antenne  ist  in  Aesch  BL  ohne  Publikation  und  
Baubewilligung  in  Betrieb  genommen  worden,  man  muss  sagen  unter  Umgehung  der  Demokratie  
und  von  Grundrechten.  Die  betroffene  Bevölkerung  ist  durch  diese  als  Überraschungscoup  emp-­
fundene  5G  Erweiterung  des  Mobilfunks  aufgeschreckt  worden.  Bis  zum  gegenwärtig  verfügbaren  
Wochenblatt  ist  kein  Baugesuch  für  die  besagte  Antenne  publiziert  worden,  es  liegt  kein  Standort-­
datenblatt  in  der  Gemeinde  vor.  Die  Nichtinformation  der  Bevölkerung  ist  Teil  der  Strategie  der  
Mobilfunkunternehmen,  die  sogar  so  weit  geht,  dass  nicht  einmal  technische  Spezifikationen  der  
5G  Technologie  verfügbar  sind.  Was  uns  allen  bleibt,  sind  einseitige  Werbebotschaften,  die  fleissig  
verbreitet  werden  von  der  Industrie,  den  Staatsmedien  und  leider  auch  von  Bundesämtern  [1,  11].  
Die  Art  und  Weise,  wie  diese  Technologie  durchgesetzt  wird,  zeigt  ein  ungesundes  Übergewicht  
von  Unternehmensinteressen  gegenüber  den  Interessen  und  Rechten  der  Bevölkerung  [1,  11].  
Was  der  bisherige  Mobilfunk  bei  der  Bevölkerung  bereits  an  Irritationen  angerichtet  hat,  wird  von  
Befürwortern  totgeschwiegen  [1-­15].  Wie  die  Betroffenen  leiden,  können  Sie  direkt  erfahren,  wenn  
Sie  sich  in  Ihrem  Bekanntenkreis  oder  bei  den  Unterschreibenden  erkundigen.  Wir  alle  kennen  
immer  mehr  Personen  in  Aesch  BL,  die  unter  dem  bereits  heute  viel  zu  starken  Mobilfunk  leiden.  
Es  ist  eine  Schande,  wenn  z.B.  eine  Aescher  Familie,  die  eine  Eigentumswohnung  gekauft  hat,  
das  Schlafzimmer  ins  Kellergeschoss  verlegen  muss,  um  einigermassen  ungestört  schlafen  zu  
können.  Und  nicht  alle  Menschen  haben  diese  Möglichkeit  [11].  Zudem  bolzen  die  Unternehmen  
völlig  unnötig  so  viel  Energie  in  die  Strahlung,  dass  wir  sogar  im  Keller  noch  mobil  telefonieren  
können.  Ist  uns  das  erhöhte  Gesundheitsrisiko  wert,  dass  wir  immer  und  überall  erreichbar  sind.  
Hat  man  uns  gefragt,  ob  wir  das  wollen?  
Wie  im  Rechtsbegehren  ausführlich  beschrieben  möchten  wir  den  Kanton  darum  bitten  zukünftig  
als  Auflage  für  alle  5G  Antennen  ein  Baugesuch  zu  verlangen.  4G  agiert  bei  einer  Bandbreite  von  
700  MHz  und  5G  ab  3,4  GHz.  Man  kann  hier  nicht  von  einer  leichten  Frequenzabweichung  spre-­
chen.  Somit  ist  die  Bagatelländerungsregelung  welche  für  4G  eingeführt  wurde,  für  5G  nicht  zuläs-­
sig.  
Es  ist  eine  Marketingstrategie,  die  5G  als  alternativlos  darstellt.  Wir  denken,  dass  ein  grosser  Teil  
der  Bevölkerung  in  einer  5G  Propagandablase  steckt  [1,11].  Im  SRF  Tagesgespräch  vom  10.  Mai  
2019  durfte  Stephan  Netzle,  Präsident  der  ComCom  uns  erzählen,  es  gebe  tausende  von  Studien  
und  man  habe  bei  den  xx  Studien,  die  man  gründlich  anschaue,  nirgends  Hinweise  auf  eine  Ge-­



fährdung  durch  Mobilfunk  gefunden1.  Wer  hat  die  „xx  Studien“  geschrieben?  Der  Bund,  zu  51%  
Eigentümer  von  Swisscom,  dürfte  wenig  Interesse  haben,  seiner  Milchkuh  Grenzen  zu  setzen.  Die  
Blase  wird  erzeugt  von  Staatsmedien,  Bundesämtern  und  der  mächtigen  Telekommunikationsin-­
dustrie.  Es  lärmt  geradezu,  was  nicht  gesagt  wird.  Wir  können  uns  vom  Bund  keinen  Gesundheits-­
schutz  erwarten,  deshalb  müssen  wir  als  Gemeinde  und  der  Kanton  seine  Bürger  schützen.  Wie  
bereits  durch  Moratorien  im  Kanton  Jura,  Waadt  und  Genf  zeigen  sind  auch  andere  Politiker  alar-­
miert  über  die  5G  Technologie.  5G  Antennen  sind  ausgelegt  für  dreistellige  Frequenzbereiche  wie  
sie  für  das  Militär  als  Waffe  entwickelt  wurde.  Weltweit  sind  Mikrowellenforscher  welche  diese  
Technologie  für  das  Militär  entwickelt  haben  fassungslos,  wie  diese  Technologie  zukünftig  für  Pri-­
vat  Haushalte  staatlich  vorgeschrieben  werden  kann  [10].  
Es  gibt  keinen  unabhängigen  Langzeitstudien  welche  die  Unschädlichkeit  der  5G  Technologie  be-­
legen  [10].  Kein  Medikament  würde  unter  diesen  Bedingungen  auf  dem  Markt  zugelassen.  Im  Ge-­
genteil  frühere  Untersuchungen  welche  signifikante  Gesundheitsrisiken  aller  Lebewesen  zu  tau-­
senden  signifikant  belegen  lassen  darauf  schließen,  dass  eine  geplante  Erhöhung  für  zukünftige  
5G  Technologien  der  Grenzwerte  bis  zum  dreistelligen  Bereich  mit  Akkumulation  der  anderen  Mo-­
bilfunkfrequenzen  ein  Experiment  mit  unvorstellbaren  Folgen  auf  die  Volkswirtschaft  (z.B.  Krank-­
heitszunahme,  Arbeitsausfälle,  Insektensterben  und  Ernteausfälle)  erwartet  wird.    
Wir  haben  derzeit  statistisch  belegt  800'000  Betroffene  in  der  Schweiz,  die  unter  dem  heutigen  
Mobilfunk  und  ähnlichen  Mikrowellenstrahlen  wie  z.B.  WLAN  Stationen,  Schnurlos  Festnetz  nach-­
weislich  leiden  [1-­15].  Viele  sind  gezwungen  die  Wohnung  zu  wechseln  und  manche  können  nur  
noch  im  Wohnmobil  im  Wald  im  Funkloch  leben.  Sie  können  sich  vorstellen  was  dies  für  das  So-­
ziale  Netzwerk  bedeutet.  Diese  Menschen  sind  Ausgegrenzte  im  eigenen  Land.  Elektrosensible  
sind  die  Wahrnungsinstanzen  der  Bevölkerung,  bei  welcher  die  Schutzmechanismen  des  Körpers  
vor  gefährlicher  Strahlung  noch  adäquat  reagiert.    
Die  Dunkelziffer  der  Elektrosensiblen  wird  von  Fachleuten  auf  20%  der  Schweizer  Bevölkerung  
geschätzt.  Es  gilt  lediglich  das  im  Umweltschutzgesetz  etwas  merkwürdig  definierte  Vorsorgeprin-­
zip,  das  sich  nicht  an  der  Gesundheit  der  Bevölkerung  orientiert,  sondern  nur  an  der  Machbarkeit!  
Die  Grenzwerte  in  der  Schweiz  und  im  Ausland  basieren  auf  dem  nachweislich  falschen  Gedan-­
ken,  Mikrowellen  würden  bloss  Wärme  im  Menschen  und  in  der  Natur  bewirken.  Die  frühere  Sow-­
jetunion  hatte  Mikrowellen  für  militärische  Zwecke  intensiv  erforscht.  Damals  wurden  dort  Grenz-­
werte  mit  einem  Tausendstel  der  Leistung  unserer  Grenzwerte  festgelegt2.  

Die  unterschreibenden  Aescher  haben  bewusst  keine  unverbindliche  Petition,  sondern  die  Form  
eines  Rechtsbegehrens  gewählt.  Damit  haben  alle  Teilnehmerinnen  das  Recht  auf  Berücksichti-­
gung  ihrer  Schutzbedürfnisse  und  auf  eine  persönliche  Antwort.  
Es  war  den  Initianten  des  Rechtsbegehrens  bewusst,  dass  dessen  Inhalt  sich  auf  einige  Schwer-­
punkte  konzentrieren  musste  und  keine  umfassende  Schilderung  der  Problematik  der  5G-­
Sendeanlagen  sein  kann.  Umso  mehr  konnten  einzelne  Aspekte  nicht  umfassend  beleuchtet  wer-­
den,  da  die  Telecomfirmen  bisher  die  technischen  Spezifikationen  nicht  transparent  veröffentli-­
chen.  Auch  gibt  es  ausser  der  offiziellen  BAKOM-­Karte  keine  verlässlichen  Angaben  über  die  Auf-­
rüstungen  der  bisherigen  Antennen  und  die  geplanten  neuen  Antennen.  Unseres  Erachtens  wäre  
in  erster  Linie  die  Bauverwaltung  theoretisch  in  der  Lage,  sich  seitens  des  Baurechts  und  der  tech-­
nischen  Aspekte  der  Antennenanlagen  (z.B.  Standortdatenblätter)  ein  umfassendes  Bild  zu  ma-­
chen,  was  aber  anscheinend  aufgrund  der  mangelnden  Arbeitskapazitäten  und  der  komplexen  
technischen  Wissensanforderungen  kaum  möglich  ist.  
Der  Kanton  und  die  Gemeinden  werden,  durch  den  grossen  Druck  seitens  BAKOM  und  BAFU  so-­
wie  der  Telecomfirmen  (Swisscomabdeckung  für  5G  in  der  Schweiz  bis  Ende  2019  gleich  90  %  
proklamiert;;  ähnlich  Sunrise  und  Salt)  mit  dem  5G  Ausbau  überrollt.  Falls  die  Telecomfirmen  pa-­
ketweise  neue  Baugesuche  für  Antennen  einreichen,  so  müssten  die  Aescher  aufgrund  ihrer  
Schutzinteressen  einzeln  Einsprachen  gegen  die  geplanten  Antennen  einreichen.  Damit  würde  die  
Bauinspektion  Liestal  erheblich  mit  Arbeit  belastet.  Wir  möchten  Sie  nicht  belasten,  wenden  uns  
aber  an  Sie  in  der  Hoffnung,  dass  Sie  als  sachliche  Ansprechpartner  die  Interessen  der  Bevölke-­
rung  gegenüber  BAKOM,  BAFU  und  den  Mobilfunkkonzernen  vertreten.  Bisher  gibt  es  für  die  Ge-­

                                                
1 Gegenbeispiel: Review „Biologische und pathologische Wirkungen der Strahlung von 2.45 GHz auf Zellen, Frucht-
barkeit, Gehirn und Verhalten“. Es wurden 100 Studien zum Thema untersucht. Deckblatt liegt bei. 
2 Susan Boos, “5G-Mobilfunk, Grenzwerte fallen nicht vom Himmel”, Artikel liegt bei. 



meinden  des  Kantons  Baselland  ausser  den  gesetzlichen  Bestimmungen  keine  verbindlichen  
Richtlinien.  Somit  stellt  sich  die  Vorgehensfrage  auf  übergeordneter  Ebene.  

Im  Namen  der  Teilnehmer  des  Rechtsbegehrens,  möchten  wir  sie  bitten  den  zukünftigen  Um-­
gang  mit  5G  Antennen  und  digitale  Kommunikationstechnologien  zu  Regulieren.  Folgende  
Vorgehensweise  welche  sich  in  anderen  Gemeinden  und  Kantonen  bewährt  haben  sind  hierbei  
zu  beachten:  
1.   Der  Kanton  lässt  ein  Gesamtkonzept  für  die  Datenkommunikation  im  Kanton  BL  durch  

eine  ausgewiesene  Fachperson  erstellen,  welche  in  der  Lage  ist,  alternative  Technologien  
zu  5G-­Anlagen  aufzuzeigen  (s.  nächster  Punkt).  

2.   Möglichkeiten,  weniger  Mobilfunkstrahlung  einzusetzen,  werden  teils  bereits  heute  prakti-­
ziert.  Z.B.  kann  man  die  Gesamt-­Sendeleistung  so  reduzieren,  dass  Mobilfunkstrahlen  
möglichst  keinen  elektromagnetischen  Einbruch  in  Häuser  und  Menschen  bewirken3.  Das  
heisst:  Eine  Funkverbindung  wäre  so  zunächst  nur  ausserhalb  der  Wohnung  verfügbar,  in-­
nerhalb  gäbe  es  die  Verbindung  via  Glasfaserkabelnetzanschluss.  Wer  dennoch  eine  
Funkverbindung  innerhalb  der  Räumlichkeiten  haben  möchte  (oder  haben  muss,  weil  er  
kein  Festnetz  möchte),  kann  einen  nach  innen  schwach  strahlenden  Repeater  montieren.  
Eine  Lösung  wie  diese  ist  machbar  und  entspricht  einem  Vorsorgeprinzip,  das  den  Namen  
nahe  kommt.  

3.   Zukünftig  müssen  5G  Antennenbetreiber  ein  Baugesuch  vor  der  Antenneninstallation  stel-­
len.  Die  Bagatelländerungsregelung  ist  für  5G  Antennen  im  Kanton  BL  nicht  zulässig  (siehe  
Rechtsbegehren).  

4.   Aktive  Gestaltung  der  Zonenpläne  hinsichtlich  der  Antennenstandorte.  Laut  einem  Bundes-­
gerichtsurteil  von  2012  ist  es  zulässig,  mit  einer  'Kaskadenplanung'  den  Antennen  Stand-­
orte  in  Industrie-­  und  Gewerbevierteln  zuzuweisen.  Damit  könnte  eine  geringere  Strahlen-­
belastung  für  die  Wohnquartiere  und  Orte  mit  empfindlicher  Nutzung  erreicht  werden.  Auch  
Immobilienwertverlust  bei  Mobilfunkmastanlagen  mit  Nähe  zum  Eigentum  von  Bürgern  und  
Gefahr  das  keine  Käufer  in  Falle  eines  Verkaufs  gefunden  werden  kann,  muss  hier  berück-­
sichtig  werden.  

5.   Für  Zukünftige  Mobilfunk  Antennen  und  Mobilfunkmasten  Einzelfallbeurteilung  unter  Be-­
rücksichtigung  der  Orte  mit  Empfindlicher  Nutzung  (Altersheime,  Wohnviertel,  Kinderstät-­
ten,  Erholungsorte  usw.).    

6.   Setzen  sie  sich  dafür  ein,  dass  die  Bevölkerung  über  die  Gesundheitsrisiken  durch  Mikro-­
wellen  informiert  wird  und  gesundheitlich  unbedenkliche  Technologien  wie  Glasfaserkabel-­
netz,   Ethernet   und   schnurgebundene   Telefone   die   Bevölkerung   bevorzugt   nutzt.   Es   gibt  
auch  Adapter,  welche  Ethernetnutzung  mit  dem  Mobiltelefon  und  Tablet  ermöglichen.  

   Ein  besonderer  Schutz  der  Kinder  welche  nachweislich  Mikrowellenstrahlung  10  mal  mehr  
   resorbieren  muss  hier  beachtet  werden.  Spielplätze,  Kindergärten,  Kitas  und  Schulen  sind  
   Orte  mit  sensibler  Nutzung  welche  frei  von  Mobilfunkmasten  und  Elektromagnetische  Fel
   der  arm  gestaltet  werden  müssen  (Ethernetanschluss  über  Glasfaserkabel  statt  Wifi-­
   Nutzung  in  Schulen,  Mobiltelefonnutzungsverbot  in  Schulen  und  Kindergärten,  Nutzungs
   verbot  von  Smart-­Metertechnologien  mit  Dauerfunkung).  Hierfür  braucht  es  ausführliche  
   Informationen  der  Lehrerschaft  und  Eltern,  wieso  Wifi,  DECT  Schnurlos  Telefon,  Smart-­
   Meter  und  Mobiltelefon  schädlich  für  Kinder  sein  können.  Schon  jetzt  ist  die  Störung  der  
   Spermiequali   tät  alarmierend.  Auch  das  Risiko  für  Unfruchtbarkeit  bei  den  Mädchen  ist  er-­
   höht  durch  unbedachte  Nutzung  dieser  Technologien  (Siehe  Appell  von  150  Wis-­
   senschaftlern  welche  Schulen  über  Wifi  Gesundheitsrisiken  der  Kinder  per  Brief  in
   formieren).  ADHS,  erhöhte  Reizbarkeit  und  Kopfschmerzen  sind  ebenfalls  mögliche  Elek-­
   trosmog  folgen  bei  Kindern.  Welche  eine  ideale  kindliche  Entwicklung  stört  [12,  13].  Das  
   Krebsrisiko  im  Umkreis  von  400  Metern  eines  Mobilfunkmastes  ist  nachweislich  erhöht.  
  
  

                                                
3 Ob eine derart reduzierte Strahlung ungefährlich sei, kann damit leider noch nicht garantiert werden. Hauptkriterium 
ist die Gesundheit von Mensch und Natur. Lichtübertragung hat Nachteile, wird hier nicht diskutiert. 



Bei  der  Berücksichtigung  dieser  Anregungen  würden  sich  die  Arbeitsbelastungen  für  die  be-­
troffenen  EinwohnerInnen  und  die  Behörden  stark  reduzieren  lassen.  Auf  Wunsch  würden  wir  
gerne  für  allfällige  Fragen  zur  Verfügung  stehen.  

Wir  fragen  den  Kantonsrat:  
1.   Wie  gedenken  Sie,  das  Problem  eines  leidenden  Teils  der  Aescher  Bevölkerung  kurz-­  und  

langfristig  anzugehen?  Verfassung  Art.  10,  Absatz  2:  "Jeder  Mensch  hat  das  Recht  auf  per-­
sönliche  Freiheit,  insbesondere  auf  körperliche  und  geistige  Unversehrtheit  und  auf  Bewe-­
gungsfreiheit."  Das  5G  Experiment  verstößt  gegen  den  Nürnberger  Kodex:  Die  Bevölkerung  
muss  laut  diesen  vor  einem  Experiment  über  Risiken  aufgeklärt  werden  und  für  die  Teilnah-­
me  die  Einwilligung  erteilt  haben.  

2.   Ist  sich  der  Kantonsrat  der  sehr  wahrscheinlichen  Störung  von  Ameisen  und  sonstigen  Insek-­
ten  (z.B.  Bienen)  durch  Mikrowellen  bewusst?  Die  auf  der  ersten  Seite  zitierte  Review  fasst  
eine  2014  veröffentlichte  wissenschaftliche  Studie  zusammen,  die  aufzeigt,  dass  Ameisen  
bei  300  µW/m2  bis  500  µW/m2  und  2.45  GHz  ein  gestörtes  Verhalten  zeigten,  das  bei  Be-­
strahlung  sofort  einsetzte  und  nach  der  Bestrahlung  6  bis  8  Stunden  anhielt!  Auch  Bienen  
werden  nachweislich  signifikant  gestört  [8].  Wir  bitten  den  GR,  solche  und  andere  Schädi-­
gungen  der  Umwelt  ernst  zu  nehmen  und  zum  Schutze  aktiv  zu  werden.  

3.   Die  vorbildliche  Gemeinde  Villars-­sur-­Glâne  und  andere  Freiburger  Gemeinden  haben  vor-­
erst  einmal  5G  gestoppt.  Wollen  Sie  sich  nicht  auch  dafür  einsetzen,  dass  die  Angelegenheit  
einem  demokratischen  Prozess  unterstellt  wird  und/oder  dass  Aesch  als  Gemeinde  es  wagt,  
zugunsten  der  Bevölkerung  gerichtlich  gegen  BAKOM  und  BAFU  vorzugehen?  

4.   Welche  Vorstöße  planen  Sie,  um  den  Kanton  zu  einem  5G  Moratorium  zu     bewegen?  
   (Siehe  parlamentarischer  Vorstoß  von  Desirée  Jaun,  Motion:  Moratorium  –  5G-­   Ausbau  
   stoppen!)  
5.   Können  Sie  es  einfach  hinnehmen,  dass  bei  Antennenfragen  die  Gemeindeautonomie  im  

Baurecht  eingeschränkt  wird?  
6.   Welches  Gesamtkonzept  für  den  Zonenplan  des  Kantons  haben  Sie,  um  lokal  die  Verbrei-­

tung  von  Mobilfunk  so  zu  regeln,  dass  alle  Menschen  hier  würdig  leben  können?  Setzen  Sie  
sich  zukünftig  für  weisse  Zonen  ein,  um  so  den  Elektrosensiblen  eine  würdige  Lebensexis-­
tenz  zu  ermöglichen?  

7.   Welche  Botschaft  senden  Sie  den  Nachbarskantonen  und  den  Unternehmen?  Würde  es  Sie  
nicht  auch  stören,  wenn  der  leidende  Bevölkerungsanteil  von  Nachbargemeinden  anderer  
Kantone  Antennen  ungefragt  betroffen  sind.  Wollen  sie,  dass  für  das  Internet  der  Dinge  und  
selbstfahrende  Autos  alle  100  Meter  eine  kleine  5G  Zelle  zur  Bestrahlung  von  Fassaden  
ausgebaut  wird?  Wollen  sie  die  nötigen  Frequenzen  von  28GHz  bis  100GHz  (derzeit  5G  
3,4GHz-­3,8GHz)  und  Feldstärken  von  70V/m  bis  zu  200V/m  an  Arbeitsplätzen  (derzeit  5V/m)  
zur  Nutzung  von  Selbstfahrenden  Autos  zulassen?  

8.   Welche  anderen  Tätigkeiten  in  Bezug  auf  den  Schutz  der  Bevölkerung  vor  Mikrowellenstrah-­
lung  und  5G  sind  geplant?  

  
Die  nach  dem  aktuellen  Forschungsstand  erwiesenen  schädigenden  Auswirkungen  von  HF-­EMF-­
Strahlung  und  der  akkumulierenden  Wirkung  des  5G-­Mobilfunkstandards  können  irreversible  und  
unermessliche  menschliche  Katastrophen  neben  nicht  mehr  quantifizierbaren  monetären  Schäden  
nach  sich  ziehen.  Die  Mobilfunkkonzerne  und  auch  Haftpflichtversicherungen  weigern  sich  bereits  
für  bisherige  Technologien  für  Schäden  für  Wifi,  Mobilfunk,  Smartmeter  usw.  aufzukommen,  weil  
das  Risiko  für  Schäden  durch  diese  sehr  hoch  ist.  
  
Falls  sie  trotz  der  Warnung  durch  hunderte  von  unabhängigen  Wissenschaftlern  und  Ärzten  der  5G  
Technologie  [10]  welche  nachweislich  nicht  mit  4G  vergleichbar  ist  [2],  dass  der  Kanton  -­  sofern  
die  durch  die  Industrie  geplante  5G  Technologie  Mobilfunkstrahlung  von  Kantonräten  nicht  Einhalt  
geboten  wird  -­  eine  subsidiäre  Haftung  für  allfällige  Schäden  übernimmt.  
  



Wir  hoffen  auf  einen  regen  Austausch.  
  
Mit  freundlichen  Grüssen  
  

  
     
Notburga  Klett,  sowie  Teilnehmer  des  Rechtsbegehrens     
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Anmerkung:  5G  kann  auch  im  oben  zitierten  Frequenzbereich  arbeiten.  WLAN  und  Mobilfunk  un-­
terscheiden  sich  zwar,  aber  es  handelt  sich  bei  beidem  um  gefährliche  gepulste  Mikrowellenstrah-­
lung.  



5G-­Mobilfunk  
Grenzwerte  fallen  nicht  vom  Himmel  
  
Kaum  jemand  kennt  die  Internationale  Kommission  zum  Schutz  vor  nichtionisierender  Strahlung.  
Ihre  Empfehlungen  freuen  die  Telekombranche  –  und  sie  verfügt  auch  bei  der  aktuellen  5G-­
Debatte  in  der  Schweiz  über  Deutungshoheit.  
  
Von  Susan  Boos  
  

  Installation  einer  5G-­Antenne  der  Swisscom  in  Bern.  Foto:  Peter  Klaunzer,  Keystone  
  
5G  –  die  fünfte  Mobilfunkgeneration  wird  in  diesem  Jahr  ausgerollt,  so  nennt  sich  das  in  der  Tele-­
kombranche.  Die  Schweiz  wird  mit  vielen  neuen  Mobilfunkantennen  ausgestattet,  damit  man  auch  
auf  der  Alp  Videos  und  Musik  streamen  kann.  Doch  der  Widerstand  wächst,  viele  erleben  das  Aus-­
rollen  als  Überrollen.  Am  Freitag  findet  in  Bern  eine  nationale  Kundgebung  unter  dem  Motto  «Stop  
5G»  statt.  Eine  der  Hauptforderungen  lautet,  schweizweit  ein  5G-­Moratorium  zu  erlassen.  Die  Kan-­
tone  Genf,  Waadt  und  Jura  haben  schon  eins  verhängt.  In  Bern,  St.  Gallen,  Schwyz  und  im  Aargau  
sind  entsprechende  Vorstösse  hängig.  
Derweil  versucht  Swisscom-­Chef  Urs  Schaeppi  zu  kontern.  Er  sagt,  die  Kantone  hätten  gar  nicht  
das  Recht,  Moratorien  zu  verhängen.  Sie  verstiessen  damit  gegen  Bundesrecht.  Der  Streit  ist  
heiss.  Es  geht  um  viel  Geld.  
  
Das  Geld  
  
Die  Swisscom  hat  für  196  Millionen  Franken  Frequenzen  gekauft,  Salt  für  95  Millionen  und  Sunrise  
für  89  Millionen.  Der  Bund  kassierte  also  bei  der  Versteigerung  im  Februar  380  Millionen  Franken.  
Verständlich,  dass  die  Telekomfirmen  die  Netze  schnell  bauen  wollen,  um  die  Investition  reinzuho-­
len.  
Jeder  Mobilfunkmast  gibt  sogenannte  nichtionisierende  Strahlung  ab.  Am  günstigsten  käme  es  für  
die  Telekomfirmen,  wenn  der  Grenzwert,  der  für  die  einzelne  Mobilfunkanlage  gilt,  einfach  erhöht  
würde.  Dann  könnten  sie  die  bereits  bestehenden  Anlagen  hochrüsten  und  müssten  weniger  neue  
bauen.  Neue  Antennen  kosten  und  lösen  oft  Widerstand  aus.  «Je  nachdem,  ob  die  gesetzlichen  
Grenzwerte  angepasst  werden  oder  nicht,  wird  es  mehr  oder  weniger  Antennen  benötigen»,  
schreibt  die  Swisscom.  Die  Branche  klagt,  wenn  die  Grenzwerte  nicht  erhöht  würden,  könne  sich  
5G  nicht  wirklich  entfalten.  Schon  vor  geraumer  Zeit  wurde  im  Parlament  ein  Vorstoss  platziert,  der  
höhere  Grenzwerte  verlangt.  Die  Forderung  scheiterte  bislang  am  Ständerat.  
  
Die  Grenzwerte  
  
Die  ersten  Grenzwerte  für  nichtionisierende  Strahlung  stammen  aus  dem  militärischen  Bereich,  wo  
das  Personal  von  Radaranlagen  unter  diversen  Beschwerden  litt.  Das  US-­Militär  setzte  in  den  
sechziger  Jahren  einen  relativ  willkürlichen  Grenzwert  von  100  Watt  pro  Quadratmeter  (W/m²)  fest.  
Er  gründete  auf  der  Idee,  Strahlung  würde  den  Körper  vor  allem  durch  die  Erwärmung  belasten.  
Andere  Strahlungseffekte  wurden  nicht  berücksichtigt.  Der  Grenzwert  von  100  W/m²  galt  für  beruf-­
lich  exponiertes  Personal,  für  die  Normalbevölkerung  setzte  man  keinen  fest.  
Interessanterweise  war  die  Sowjetunion  in  diesem  Bereich  viel  weiter.  Kurz  nach  dem  Zweiten  
Weltkrieg  betrieben  die  Sowjets  in  Moskau  intensiv  Forschung  mit  nichtionisierender  Strahlung,  
untersuchten  ihr  Radarpersonal  und  beschrieben  früh  das  «Mikrowellensyndrom»:  neurovegetative  
Störungen,  Neurosen,  Depressionen,  Tagesmüdigkeit,  Leistungseinbussen,  Schlaflosigkeit,  Kopf-­
schmerzen  oder  Herz-­Kreislauf-­Probleme.  Die  Sowjetunion  setzte  deshalb  schon  früh  strenge  
Grenzwerte:  Für  Angestellte  galt  ein  Limit  von  0,1  W/m²,  für  die  Allgemeinbevölkerung  0,01  W/m².  
Heute  orientieren  sich  die  meisten  Behörden  der  Welt  an  der  Internationalen  Kommission  zum  
Schutz  vor  nichtionisierender  Strahlung  (ICNIRP;;  «Iknirp»  ausgesprochen)  –  ein  privater  Verein,  
der  sich  selber  konstituiert.  Sein  Sekretariat  residiert  beim  deutschen  Bundesamt  für  Strahlen-­



schutz  in  der  Nähe  von  München.  Die  ICNIRP  gibt  Empfehlungen  für  Grenzwerte  ab  und  hat  
dadurch  enorm  viel  Macht.  Der  heute  empfohlene  Immissionsgrenzwert  für  die  Normalbevölkerung  
liegt  bei  10  W/m²  –  der  Wert  der  Sowjets  war  also  um  den  Faktor  tausend  tiefer.  
Die  Schweiz  hält  sich  an  die  ICNIRP-­Empfehlung.  Allerdings  hat  sie  für  die  einzelnen  Anlagen  ei-­
nen  tieferen  Grenzwert,  0,1  W/m²,  festgelegt.  Stehen  mehrere  Anlagen  nebeneinander,  gilt  jedoch  
wie  in  der  EU  der  Gesamtwert  von  10  W/m².  
Der  ICNIRP-­Grenzwert  gilt  als  enorm  hoch,  weil  er  nur  vor  akuter  Gewebeerwärmung  schützt.  Alle  
anderen  Effekte  –  dass  die  Strahlung  auch  die  Hirnströme  oder  den  Stoffwechsel  beeinflussen  und  
krebsfördernd  wirken  kann  –  berücksichtigt  der  Grenzwert  nicht.  Dabei  gibt  es  inzwischen  eine  
ganz  Reihe  von  hochkarätigen  Studien,  die  diese  Effekte  belegen.  Zum  Beispiel  die  berühmte  Ra-­
mazzini-­Studie:  WissenschaftlerInnen  hatten  Ratten  über  längere  Zeit  Mobilfunkstrahlung  ausge-­
setzt  und  konnten  nachweisen,  dass  die  Tiere  signifikant  häufiger  an  Krebs  erkrankten.  Ein  Bera-­
tungsgremium  der  Internationalen  Agentur  für  Krebsforschung  –  ein  Gremium  der  Weltgesund-­
heitsorganisation  –  fordert  inzwischen,  das  Krebsrisiko  von  Funkstrahlung  müsse  aufgrund  der  
neuen  Studien  prioritär  neu  beurteilt  werden.  
  
Der  «unabhängige»  Experte  
  
Vor  kurzem  hat  das  Recherchenetzwerk  Investigate  Europe  die  ICNIRP  genauer  angeschaut.  Der  
Berliner  «Tagesspiegel»  präsentierte  die  Ergebnisse  und  kommt  zum  Schluss:  Die  ICNIRP  agiere  
als  Kartell,  das  systematisch  Kritik  verhindere.  Wer  der  Frage  nachgehe,  warum  die  WarnerInnen  
kaum  wahrgenommen  würden,  treffe  auf  ein  verblüffendes  Phänomen:  «Die  Mitglieder  der  ICNIRP  
sind  gleichzeitig  auch  in  allen  zuständigen  Institutionen  tätig  und  bestimmen  so  den  offiziellen  Dis-­
kurs.»  
Der  ICNIRP  hat  ein  Schweizer  Mitglied:  Martin  Röösli.  In  den  Medien  gilt  er  als  unabhängige  Kory-­
phäe  und  ist  überall  präsent,  von  der  «Arena»  über  den  «Kassensturz»  bis  hin  zu  «Nau».  Seine  
Botschaft  –  stets  freundlich  und  einfühlsam  vorgebracht  –  ist  immer  dieselbe:  «Es  gibt  keine  Indi-­
zien  dafür,  dass  5G  stärkere  oder  andere  Auswirkungen  hat  als  bisherige  Netze»  («SonntagsZei-­
tung»).  
Röösli  wird  jeweils  als  Professor  und  Mitarbeiter  des  Tropeninstituts  Basel  vorgestellt.  Dass  er  
ICNIRP-­Mitglied  ist,  wird  nicht  erwähnt.  
Er  präsidiert  aber  auch  die  Beratende  Expertengruppe  NIS  (Berenis),  die  fürs  Bundesamt  für  Um-­
welt  arbeitet.  Ausserdem  sitzt  er  in  der  vom  Bund  mandatierten  Arbeitsgruppe  «Mobilfunk  und  
Strahlung».  Sie  soll  bis  im  Sommer  einen  Bericht  «über  Optionen  im  Hinblick  auf  den  zukünftigen  
Ausbau  der  Mobilfunknetze»  verfassen.  
Die  Ärztinnen  und  Ärzte  für  Umweltschutz  (AefU)  beschäftigen  sich  seit  langem  intensiv  mit  den  
Mobilfunkgrenzwerten.  AefU-­Präsident  Peter  Kälin  sagt  zum  umstrittenen  Verein:  «Die  Herange-­
hensweise  der  ICNIRP  basiert  auf  dem  sogenannten  Schädlichkeitsbeweis.  Das  bedeutet,  dass  
eine  Technologie  weiter  genutzt  werden  kann,  obwohl  es  schon  deutliche  Hinweise  gibt,  dass  sie  
die  Gesundheit  schädigt.  Erst  wenn  der  wissenschaftliche  Beweis  für  die  Schädlichkeit  hundert-­
prozentig  erbracht  ist,  wird  die  Nutzung  stark  eingeschränkt  oder  verboten.  Das  kann  Jahrzehnte  
dauern  –  wie  zum  Beispiel  beim  Asbest,  beim  Tabak  oder  beim  Glyphosat.»  
Seit  1998  halte  nun  die  ICNIRP  an  ihrem  thermischen  Dogma  fest  ,  nach  dem  die  Mobilfunkstrah-­
lung  den  Körper  nur  wegen  des  Wärmeeffekts  belaste.  Kälin  sagt:  «Dass  man  wegen  der  vielen  
anderen,  ernst  zu  nehmenden  Effekte  eigentlich  den  Grenzwert  vorsorgend  senken  müsste,  igno-­
riert  die  Kommission.»  
Grundsätzlich  könnte  sich  der  Verein  kritischer  positionieren.  Aber  gerade  weil  er  seine  Mitglieder  
selber  rekrutiert,  dürfte  er  abweichende  Meinungen  meiden.  
  
Wem  dienen?  
  
Das  Prinzip  Schädlichkeitsbeweis  kollidiert  konkret  mit  dem  Umweltschutzgesetz.  Darin  steht:  «Im  
Sinne  der  Vorsorge  sind  Einwirkungen,  die  schädlich  oder  lästig  werden  könnten,  frühzeitig  zu  be-­
grenzen.»  Demnach  hätten  Menschen,  die  sich  durch  Mobilfunkstrahlung  beeinträchtigt  fühlen,  
einen  Anspruch  darauf,  mindestens  in  ihrer  Wohnung  nicht  davon  behelligt  zu  werden  –  egal  ob  
die  Gefährlichkeit  restlos  nachgewiesen  ist.  
  
Die  ExpertInnengruppe  Berenis  hat  die  Aufgabe,  das  Bundesamt  für  Umwelt  (Bafu)  in  diesem  Sin-­
ne  zu  beraten:  Sie  muss  feststellen,  ob  die  ICNIRP-­Immissionsgrenzwerte  genügend  schützen  
oder  ob  der  Bund  den  Grenzwert  verschärfen  müsste.  «Berenis  agiert  im  Geist  der  Vorsorge,  wie  



das  Umweltschutzgesetz  das  vorschreibt»,  konstatiert  Kälin.  «Die  ICNIRP  beschäftigt  sich  eben-­
falls  mit  der  Frage  der  Gefährlichkeit  –  aber  sie  tut  es  im  wirtschaftsfreundlichen  Geist  des  Schäd-­
lichkeitsbeweises.»  
Nun  sitzt  Röösli  in  beiden  Gruppen,  die  diametral  unterschiedliche  Geisteshaltungen  repräsentie-­
ren.  Vorsorge  betreiben  und  gleichzeitig  die  Wirtschaft  zufriedenstellen  –  das  ergibt  einen  unlösba-­
ren  inneren  Konflikt.  Der  liesse  sich  nur  lösen,  wenn  Röösli  eine  der  beiden  Institutionen  verlassen  
würde.  Ansonsten  könnte  es  ihm  passieren,  dass  er  als  Verteidiger  der  Telekombranche  wahrge-­
nommen  wird.  
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